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Leben ist ein Menschenrecht! 

Der Globale Fonds zur Bekämp-
fung von Aids, Tuberkulose und 
Malaria und das Aktionsbündnis 
gegen AIDS haben aktuell ein 
gemeinsames Ziel: Die Agenda 
2030 mit einem Ende von Aids zu 
erreichen und Globale Gesund-
heit zu stärken. Dafür sollen 
nach Angeben des Globalen 
Fonds zwischen 2021-2023 min-
destens 16 Millionen Menschen-
leben gerettet werden. 

Nach der Gründung des Ak-
tionsbündnis gegen AIDS 
im Jahr 2001 war es das 

erste Ziel eine zuverlässige lang-
fristige Finanzierungsgrundlage 
zur Bekämpfung von HIV und 
Aids sicherzustellen. HIV und 
Aids betrafen in manchen Teilen 
der Welt eine ganze Generation 
und hinterließen Waisenkinder, 
Armut und Hoffnungslosigkeit.

Ein wichtiger Schritt war das In-
itiieren und die Unterstützung der 
Gründung und des Aufbaus des 
Globalen Fonds zur Bekämpfung 
von Aids, Tuberkulose und Mala-
ria in Genf seit dem Jahr 2002. Von Beginn an hat das Akti-
onsbündnis gegen AIDS den Fonds in seinem vorbildlichen 
Entwicklungs- und Reformprozess zu Demokratisierung 
und Transparenz mitgestaltet und kritisch begleitet.

An riesige Erfolge anknüpfen

Seit seiner Entstehung hat der Globale Fonds dazu beige-
tragen 27 Millionen Menschenleben zu retten. Das sind 
27 Millionen Menschen, die zum Beispiel durch HIV-Prä-
vention der Mutter-Kind-Übertragung oder mit antire-
troviraler Behandlung, ohne Tuberkulose und Malaria 
leben können. Der Globale Fonds – eine Partnerschaft 
zwischen Regierungen, der Zivilgesellschaft, dem Pri-
vatsektor und den von den drei größten und tödlichen 

Epidemien Betroffenen – unterstützt dafür Programme, 
die lokal von den Ländern und Gemeinschaften umgesetzt 
werden. Gemeinsam wird entschieden, wo am Dringends-
ten gehandelt werden muss. Insbesondere seit 2009-2010 
wurde die Behandlung von HIV-positiven Schwangeren 
verstärkt gefördert, um die Übertragung des HI-Virus auf 
ihre Kinder zu verhindern. Auch die Bereitstellung von 
kindgerechten Behandlungsmöglichkeiten und Tests für 
Kleinkinder war Teil der finanzierten Programme.

Prävention und Behandlung sind Kernaufgabe des 
Globalen Fonds. So konnte die für HIV in den Millen
niumszielen bis 2015 formulierte Trendumkehr vom An-
stieg zum Rückgang der Zahl der Menschen mit HIV er-
reicht werden. Vor allem sind mittlerweile mit 59% mehr 

Der Globale Fonds und die Wiederauffüllungskonferenz 2019

Zwei Organisationen – ein gemeinsames Ziel:  
16 Millionen Menschenleben retten!
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Eine Mutter, die mit dem HI-Virus lebt, besucht ein Gesundheitszentrum bei 
Sirongo beach, Kenia. Ein von der örtlichen HIV-Selbsthilfegruppe etabliertes 

Ansparprogramm hilft ihr, sich selbst und ihr Kind zu versorgen. 
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Mirriam Banda Chisamba ist Heb-
amme, Krankenschwester, Gesund-
heitsberaterin und Verwaltungschefin 
zugleich für das Kafumbwe Rural 
Health Centre, in dessen Einzugsge
biet ca. 15.000 Menschen leben und 
das im Landkreis Katete im Osten 
Sambias liegt. 

Mirriam ist verheiratet und 
Mutter von drei Kindern. 2011 
verlor sie fast ihre Tochter 

durch Malaria. Die Kleine überlebte 
und erholte sich, aber die Erinnerung 
verfolgt ihre Mutter noch heute. Mir-
riam zählt schon lange nicht mehr, wie 
oft sie selbst unter Malariaschüben litt 
und kümmert sich täglich um Men-
schen mit akuter Malaria, die sich zur 
Gesundheitsstation schleppen. Allein 
im Einzugsgebiet von Katete infizieren 
sich jedes Jahr zwischen 20-29% aller 
Kinder unter 5 Jahren mit dem gefähr-
lichen Blutparasit. 

Die Verfügbarkeit hochwertiger, kos-
tengünstiger Schnelltests hat die Diag-
nose und das Behandlungsmanagement 
von Malaria in Sambia verbessert und 
ermöglicht inzwischen die schnelle 
Bereitstellung von lebensrettenden 
Behandlungs- und Vorbeugungsmaß-
nahmen, insbesondere für Kinder. Die 
Klinik von Mirriam vertreibt Moski-
tonetze, die mit Insektiziden impräg-
niert sind, bietet die medikamentöse 
Malaria-Prophylaxe für schwangere 
Frauen an und unterstützt jedes Jahr 
das Besprühen von Innenräumen mit 
Insektenvernichtungsmitteln. Netze, 
Diagnostika und die Medikamente wer-
den vom Globalen Fonds bereitgestellt. 

Die Unterstützung des Globalen 
Fonds hat dazu beigetragen die all-
gemeine Abdeckung durch Gesund-
heitsdienste in ländlichen Gegenden 
zu verbessern und auszuweiten, sodass 
Neuinfektionen und Todesfälle verrin-
gert wurden – auch durch Tuberkulose 
und HIV.

Übersetzung aus dem Englischen: 
 Aktionsbündnis gegen AIDS

Mirriam besucht das abgelegene Dorf Bombwe, in dem eine kleine Schar 
maskierter Insektizid-Sprayer_innen und ihre Vorgesetzten (Umwelt- und 
Gesundheitstechnolog_innen) mit Sprühflaschen bewaffnet systematisch 
von Haus zu Haus gehen, um Malaria auszurotten. Mirriam diskutiert mit 

ihnen ihre Fortschritte. Die nationalen Gesundheitshelfer_innen haben sich 
zusammengeschlossen, um Malaria in Sambia bis zum Jahr 2021 zu beenden.
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Portrait: Mirriam Banda Chisamba (Sambia)

Leben mit… Malaria
als die Hälfte der von HIV Betroffenen weltweit in Be-
handlungsprogrammen 1. Das ist ein großer Fortschritt, 
der zu Zeiten der Gründung des Fonds angesichts der 
mangelnden Ressourcen aber auch der exorbitanten Be-
handlungskosten noch unvorstellbar war. Aber es bedeu-
tet auch, dass 41% der Betroffenen immer noch von der 
lebensrettenden, lebenslangen Behandlung ausgeschlos-
sen sind. Und es zeigt auch, dass bis zur Erfüllung des in 
der Agenda 2030 formulierten Ziels des Endes von Aids 
noch ein weiter Weg liegt. Aber es ist möglich, wenn genug 
politisches, gesellschaftliches und individuelles Handeln 
vorhanden ist.

Keine Frage – Solidarität macht den Unterschied

Alle drei Jahre wird die Finanzierung des Globalen Fonds 
neu verhandelt. Am 10. Oktober 2019 wird der Globale 
Fonds die sechste Auffüllungskonferenz in Frankreich 
veranstalten, um die Finanzierung für die nächsten drei 
Jahre sicherzustellen. Für die Umsetzung der wichtigsten 
Programme benötigt der Globale Fonds nach eigener Aus-
sage für die Jahre 2021-2023 mindestens 14 Milliarden US$. 
Das Aktionsbündnis gegen AIDS fordert für den Globa-
len Fonds mehr Finanzmittel, um die 18 Milliarden US$ 
Finanzierungslücke an den insgesamt in dem Zeitraum in 
den Entwicklungsländern benötigten 101 Milliarden US$ 
zu reduzieren und um das ambitionierte Gesundheitsziel 
der Agenda 2030 zu dem Ende der drei größten Epidemien 
zu erreichen.

Durch die Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen 
kann der Globale Fonds dazu beitragen, gemeinsam mit 
den Partnern 16 Millionen Menschen das Leben zu retten, 
die ohne Zugang zu Behandlung und Prävention sterben 
würden. Gleichzeitig würden 234 Millionen Infektionen 
an eine der drei Krankheiten durch Prävention verhindert.

Der Globale Fonds bleibt mit den für die Jahre 2021 bis 
2023 geplanten ca. 7 Mrd. US$ der größte Einzelgeber zur 
HIV-Bekämpfung nach der bilateralen Kooperation der 
USA, 18,2 Mrd. US$ würden alle anderen Geber zusam-
men ausgeben und mit 24,4 Mrd. US$ leisten den größten 
finanziellen Beitrag schon jetzt die Regierungen der am 
meisten betroffenen Staaten und die Betroffenen selbst. 
(Zahlen aus den Global Fund Investment Case 2019). 

Unterstützung Deutschlands zahlt sich aus

Deutschland hat bei der letzten Auffüllung für die Jahre 
2017-2019 ohne die Debt2Health Initiative miteinzurech-
nen, aber mit den Mitteln der Backup Initiative und die 
Mitfinanzierung des EU-Beitrags rund 840 Mio. Euro bei-
getragen. Jetzt steht mehr als eine Milliarde Euro für den 
Zeitraum zumindest im Haushaltsplan des Bundestags 
in Aussicht. Deshalb setzt sich das Aktionsbündnis jetzt 
dafür ein, dass mindestens diese Summe auch durch das 
BMZ an den Globalen Fonds überwiesen wird und dass 
andere Staaten dem Beispiel folgen. Nach dem Bedarf im 

1 Quelle: http://www.unaids.org/en/resources/fact-sheet

Verhältnis zur deutschen Wirtschaftsleistung berechnet, 
müsste Deutschland 1,2 Milliarden Euro für den Zeitraum 
zur Finanzierung beitragen.

Ausblick

Die Unterstützung des Fonds ist also lebenswichtig für 
viele Menschen – kommt weniger Geld zusammen ist die 
Unterstützung der Betroffenen und ihr Leben stark ge-
fährdet; mit mehr Finanzmitteln kommt man dem Ziel 
allen von HIV bedrohten und betroffenen Menschen Zu-
gang zu Prävention, Behandlung und Unterstützung zu 
verschaffen schneller näher. Deshalb setzt sich das Akti-
onsbündnis gegen AIDS auch in Zukunft für einen star-
ken Globalen Fonds zur Unterstützung der von den drei 
großen Epidemien betroffenen Menschen und für den 
Ausbau eines besseren Zugangs zu einer qualitativ guten 
Gesundheitsversorgung für alle Menschen ein. Nur so 
kann das Ziel der Agenda 2030 und des Aktionsbündnis-
ses gegen AIDS eines Endes von Aids bis zum Jahr 2030 
Wirklichkeit werden.

Frank Mischo (Foto oben), Advocacy-Manager bei der 
Kindernothilfe e.V. sowie Sprecher des Fachkreises 
Lobby beim Aktionsbündnis gegen AIDS

Marwin Meier (Foto unten), Themenmanager Ge-
sundheit und Anwaltschaft bei World Vision Deutsch-
land e.V. sowie Sprecher des Fachkreises Lobby beim 
Aktionsbündnis gegen AIDS
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Quelle: Global Fund Advocates Network: Photo 
Story: Mirriam Banda Chisamba (Zambia) 
http://www.globalfundadvocatesnetwork.org/
photo-story-mirriam-banda-chisamba-zambia

http://www.globalfundadvocatesnetwork.org/photo-story-mirriam-banda-chisamba-zambia
http://www.globalfundadvocatesnetwork.org/photo-story-mirriam-banda-chisamba-zambia
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Die immer extremere Ungleichheit bei der Verteilung 
von Einkommen und Vermögen stellt nicht nur eine 
gewaltige Ungerechtigkeit dar. Sie steht auch in einem 
gefährlichen Gegensatz zu unverzichtbaren Grund-
werten des gesellschaftlichen Zusammenlebens wie 
menschliche Solidarität und gleichberechtigte Beteili-
gung an der demokratischen Willensbildung. 

Und sie schmälert die Lebenschancen der benachtei-
ligten Menschen. Denn sie müssen extreme Risi-
ken eingehen, um ihre wirtschaftliche Existenz zu 

sichern oder brutaler Gewalt und Verfolgung zu entkom-
men. Zugleich verfügen arme Staaten und Gemeinschaf-
ten nicht über die nötigen Ressourcen, um wenigstens 
lebensbewahrende Gesundheitsdienste bereitzustellen.

Um diesem Kernproblem des aktuellen Wirtschaftssys-
tems Herr zu werden, ist es dringend erforderlich, Pro-
duktivvermögen und Primäreinkommen gerechter zu 
verteilen, die undemokratische Beeinflussung politischer 
Entscheidungen durch mächtige Wirtschaftsinteressen 
zurückzudrängen, solidarische Denk- und Handlungswei-
sen zu stärken sowie naturverträgliche Alternativen für 
Produktion und Konsum zu entwickeln. Ohne Übertra-
gung von finanziellen und technischen Ressourcen wird 
es aber nicht möglich sein, rechtzeitig die notwendigen 
Maßnahmen für die humane Entwicklung und das schiere 
Überleben zu ergreifen.

Die Ungleichheit zwischen den Ländern ist 
heute noch größer als vor einer Generation

Die Polarisierung der globalen Einkommensverteilung 
hat sich in den vergangenen Jahrzehnten noch verschärft. 
Zwischen 1985 und 2017 wuchs das reale Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) in den 31 Niedrigeinkommensländern nur um 
knapp 60 Prozent. In den wirtschaftlich bevorteilten Ge-
berstaaten der öffentlichen Entwicklungshilfe (engl. ODA), 
die dem OECD-Entwicklungsausschuss (DAC) angehören, 
war ein Zuwachs von fast 70 Prozent zu verzeichnen. Ihr 
Prokopfeinkommen ist jetzt über 26 Mal höher als in den 
besonders benachteiligten Ländern, während sich das 
Missverhältnis vor gut 30 Jahren auf das 25-fache belief. 

Dabei sind sehr unterschiedliche Phasen zu beobach-
ten. Bis kurz vor der Jahrtausendwende stagnierte das 
BIP pro Kopf in den Niedrigeinkommensländern und war 
schließlich 35 Mal niedriger als der Vergleichswert der 
DAC-Staaten. Danach setzte eine positive Entwicklung 

ein und besonders in den letzten zehn Jahren ist das Pro-
kopfeinkommen kontinuierlich gestiegen.

Verstärkte Entwicklungszusammenarbeit  
hat die Lage der Ärmsten spürbar verbessert

Was hat zu dieser beachtlichen Trendwende geführt? Zum 
einen reduzierte die Entschuldungsinitiative für hoch 
verschuldete arme Länder zwischen 2002 und 2010 die 
Schuldenlast der meisten berechtigten Staaten und er-
möglichte damit eine deutliche Erhöhung der öffentlichen 
Sozialausgaben. Zum anderen haben die von den Verein-
ten Nationen vereinbarten Millenniums-Entwicklungs-
ziele einige Geberstaaten dazu motiviert, ihre finanziellen 
Anstrengungen für die Entwicklungszusammenarbeit zu 
steigern und stärker auf die bedürftigsten Länder auszu-
richten. Seit 2000 hat sich der Gesamtumfang der real 
transferierten ODA-Zuschüsse von knapp 60 auf über 
111 Milliarden US$ erhöht (nach Preisen und Wechsel-
kursen von 2016). Die Quote im Verhältnis zum gesamten 
Bruttonationaleinkommen der DAC-Staaten stieg bis 2010 
von 0,18 auf 0,26 Prozent und fiel seither auf 0,24 Prozent 
zurück. Die Gesamtleistungen, die prinzipiell für die wich-
tigsten Bedarfe einsetzbar sind, blieben also weit hinter 
dem UN-Richtwert von 0,7 Prozent zurück. Zugleich er-
höhte sich der Anteil der Niedrigeinkommensländer an 
den ausgezahlten ODA-Zuschüssen von weniger als 27 auf 
über 45 Prozent. Im Effekt verdoppelten sich die jährlichen 
Transferleistungen pro Einwohner dieser Ländergruppe, 
wie in der Grafik rechts zu beobachten ist. 

Noch eindrücklicher stellen sich die Veränderungen bei 
der Entwicklungszusammenarbeit für die Gesundheitsver-
sorgung dar. Unsere Analysen, die auf der Überprüfung 
aller gesundheitsrelevanten Projekte und Finanzströme 
beruhen, erlauben für die letzten Jahre eine verlässliche 
Bestimmung der Geberleistungen für diesen lebenswich-
tigen Förderbereich. Die dadurch gewonnenen Parameter 
ermöglichen aber auch eine Bereinigung der offiziellen 
Angaben zu den Fördermitteln in den früheren Jahren. So 
können wir schätzen, dass die ODA-Zuschüsse für Gesund-
heit zwischen 2000 und 2017 von gut 8 auf 22,5 Milliarden 
US$ erhöht wurden. Die Quote im Verhältnis zum BNE 
aller DAC-Staaten hat sich im ersten Jahrzehnt von 0,025 
auf 0,05 Prozent verdoppelt und stagniert seither. Und die 
Niedrigeinkommensländer erhalten inzwischen die Hälfte 
aller Zuschussmittel im Vergleich zu geschätzten 30 Pro-
zent zu Beginn des Jahrtausends. Im Ergebnis belaufen 
sich die Transferleistungen für Gesundheit zugunsten der 

Finanzierung globaler Gesundheit

Die Finanzierung der allgemeinen Gesundheits
versorgung in den wirtschaftlich benachteilig-
ten Ländern – zentrale Voraussetzung für die  
Verwirklichung der Agenda 2030
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Niedrigeinkommensländer derzeit auf 
rund 16 US$ pro Kopf und Jahr.

Relativ bescheidene Finanz-
mittel ermöglichten deutlich 
verbesserte Lebenschancen
Im Verein mit verstärkten Eigenan-
strengungen konnten dadurch erheb-
liche Erfolge auf allen Gebieten der 
Gesundheitsförderung erzielt wer-
den, vor allem was die Reduzierung 
der Kinder- und Müttersterblichkeit 
sowie die Vermeidung von Todesfällen 
durch HIV und andere verheerende 
Epidemien angeht. In den Niedrigein-
kommensländern hat sich die Wahr-
scheinlichkeit, dass Neugeborene 
das 60. Lebensjahr erreichen, in den 
letzten beiden Jahrzehnten von 50 auf 
68 Prozent erhöht. Dagegen waren in 
den 15 Jahren davor keine signifikan-
ten Verbesserungen zu sehen.

Die immer wieder kolportierten Be-
hauptungen, die Entwicklungszusam-
menarbeit verschlinge viel Geld habe 
aber nur geringe Wirkung, entbehren 
somit jeder Grundlage. Das genaue 

Gegenteil trifft zu: Die Weltgemein-
schaft hat lebenswichtige Fortschritte 
erreicht, obwohl die finanziellen An-
strengungen im Verhältnis zum Aus-
maß der ökonomischen Benachteili-
gung sowie den vereinbarten Zielen 
sehr bescheiden blieben.

Ein gesundes Leben für alle – 
dieses Hauptziel der Agenda 
2030 kann erreicht werden
Die Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung führt die Millenniums-Ent-
wicklungsziele konsequent weiter und 
erweitert zugleich die Handlungsfel-
der für globale Bemühungen der hu-
manen Entwicklung und der ökologi-
schen Umsteuerung. Das Hauptziel, 
ein gesundes Leben für alle Menschen 
zu verwirklichen, begreift alle wesent-
lichen Gesundheitsprobleme und die 
allgemeine Gesundheitsversorgung 
als Querschnittsaufgabe ein. 

Inzwischen hat die WHO für einen 
Großteil der Entwicklungsländer die 
erforderlichen finanziellen Aufwen-
dungen berechnet. Demnach müssen 

die Niedrigeinkommensländer in den 
Jahren 2026-30 die öffentlichen Aus-
gaben für Gesundheit auf gut 100 US$ 
(nach Preisen von 2017) pro Kopf und 
Jahr vervierfachen. Das entspricht 
einem jährlichen Gesamtbetrag von 
gut 96 Milliarden US$. Das kann nur 
gelingen, wenn sowohl die Eigen
mittel als auch die internationale Ko-
operation in einem Maß angehoben 
werden, die über die Ziele der MDG-
Periode hinausgehen. Nach der Ana-
lyse der aktuellsten Wirtschaftsdaten 
und Prognosen lässt sich sagen, dass 
die Regierungen selbst bestenfalls 
35 Milliarden US$ pro Jahr aus inlän-
dischen Quellen finanzieren können. 
Dafür müssten sie die Staatseinnah-
men jährlich so schnell steigern wie 
das erfolgreichste Viertel aller Ent-
wicklungsländer seit 2012 und den 
Gesundheitsanteil der damit bestrit-
tenen Ausgaben bis 2027 auf mindes-
tens 18 statt der bisher empfohlenen 
15 Prozent erhöhen. Trotz solcher ex-
trem ambitionierten Anstrengungen 
wäre ein jahresdurchschnittlicher 
Fehlbetrag von 61 Milliarden US$ zu 
erwarten.� Fortsetzung ->
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Gleichzeitig müssen die DAC-Staa
ten und auch die übrigen Hochein-
kommensländer ihre ODA-Zuschüsse 
für Gesundheit bis 2027 auf 0,12 Pro-
zent des BNE (ebenfalls ein Fünftel 
über der aktuellen Zielquote von 
0,1  Prozent) anheben und davon 
90 Prozent für die Zusammenarbeit 
mit den ärmsten Ländern einsetzen. 
Damit stünden in der Schlussphase 
der SDG-Periode fast 63 Milliarden 
US$ im Jahresmittel zur Verfügung, 
um die Lücke zu schließen. Mit dem 
verbleibenden Zehntel wäre es mög-
lich, die absehbaren finanziellen 
Engpässe in diversen Mitteleinkom-
mensländern anzugehen sowie die öf-
fentliche Förderung der Erforschung 
von armutsbedingten Krankheiten zu 
stärken. Eine relativ begrenzte An-
passung und konsequente Erfüllung 
der beiderseitigen Beitragsziele für 
die globale Gesundheitsfinanzierung 
würde hinreichen, um die wesentli-
chen Bedarfe abzudecken.

Deutschland und Europa 
müssen mehr Verantwortung 
übernehmen
Für diese zentrale Aufgabe der Welt-
gemeinschaft sollte Europa sich ver-
pflichten, mindestens die Hälfte des 
Bedarfs zu decken. Diese Vorreiter-
rolle ist durch die historische Verant-
wortung für die koloniale Gewaltherr-
schaft begründet. Andernfalls wäre 
das Finanzierungsziel angesichts 
der aktuellen Beitragsstruktur der 
Entwicklungszusammenarbeit auch 
kaum zu erreichen. Und es würde 
die eigene Glaubwürdigkeit stär-
ken, was Grundwerte wie Solidarität, 
Menschenrechte und multilaterale 
Zusammenarbeit anbelangt. Ent-
sprechend des Anteils am BNE der 
europäischen DAC-Staaten müsste 
Deutschland seine ODA-Zuschüsse 
für die globale Gesundheit innerhalb 
eines Jahrzehnts von 1,4 auf rund 
7 Milliarden US$ erhöhen.

Ausreichende Unterstützung 
des Globalen Fonds: ein Eck-
pfeiler der globalen Gesundheit
Eine Nagelprobe für Gemeinsinn und 
Weitsicht bildet die Geberkonferenz 
für den Globalen Fonds zur Bekämp-
fung von Aids, Tuberkulose und Ma-
laria im Oktober dieses Jahres. Dort 
werden die Beitragszusagen für die 
sechste Wiederauffüllung der Fi-
nanzmittel erwartet, die der Fonds 
für die Unterstützung von Länderpro-
grammen in den Jahren 2021 bis 2023 
einsetzen kann. Nach den eigenen 
Finanzierungsszenarien braucht er 
dafür mindestens 14 Milliarden US$. 
In Verbindung mit weiteren Ressour-
cen der Empfängerländer und Geber-
staaten sollen diese Fördermittel die 
nötigen Maßnahmen ermöglichen, 
um die drei verheerendsten Epide-
mien als Bedrohung der öffentlichen 
Gesundheit zu beenden, wie es die 
Agenda 2030 fordert.

Allerdings stellt der Vorschlag des Fonds ausdrücklich 
fest, dass die insgesamt anvisierten Beiträge nur 82 Pro-
zent des Bedarfs abdecken, wie er gemeinsam mit den 
internationalen Fachorganisationen bestimmt wurde.  
Logischerweise reichen auch die mit diesen Ressourcen 
zu erreichenden Wirkungen nicht aus, um die zeitge-
bundenen Ziele zu erreichen, die in den globalen Plänen 
zur Reduzierung der Todesfälle und der Neuinfektionen 
festgelegt sind. 

Daher haben wir alternative Szenarien entwickelt, die 
zu einer vollständigen Abdeckung der Finanzierungs
bedarfe führen würden. Die erste Annahme besagt, dass 
die Zielländer ihre inländischen Mittel für die Finanzie-
rung der allgemeinen Gesundheitsversorgung wie oben 
beschrieben erhöhen und je nach Einkommenshöhe ei-
nen bestimmten Anteil der Bekämpfung der drei Epide-
mien widmen. Was über diesen tragbaren Eigenbeitrag 
hinausgeht, müsste vollständig durch die internationale 
Kooperation abgedeckt werden. Das würde eine jährliche 
Steigerung der Geberbeiträge um circa 9 Prozent erfor-
dern, die noch unter der notwendigen Wachstumsrate 
der ODA für Gesundheit insgesamt liegt. Im ersten Fall 
würden die derzeitigen Anteile des Globalen Fonds an 
den ODA-Zuschüssen von 25 Prozent für HIV-Programme 
und 76 bzw. 58 Prozent für TB- und Malaria-Maßnahmen 
beibehalten. Im zweiten Fall würde der Fonds 40 Prozent 
der Mittel für die HIV-Bewältigung beisteuern, mit dem 

Ziel die hochriskante Abhängigkeit von der bilateralen 
Kooperation der USA (2016: fast 70 Prozent der Gesamt-
mittel) zu reduzieren.

Für die Beendigung der großen Epidemien 
brauchen wir eine solidarische Finanzierung 

Das dritte Szenario würde den Fonds als multilaterale 
Einrichtung stärken und die weltweiten Bemühungen zur 
Überwindung der Epidemie auf eine solidere Finanzie-
rungsbasis stellen. Das erscheint dringend geboten, um 
die Gefährdung durch einseitige Manöver von Geberstaa-
ten mit eigensüchtigen Motiven zu vermindern. Es würde 
auch den Grundstein legen für den Aufbau einer solidari-
schen Gesundheitsfinanzierung mit der realen Perspektive, 
die verheerendsten Folgen der globalen Ungerechtigkeit 
zu überwinden. Der faire Beitrag Deutschlands würde 
sich auf knapp 3 Milliarden US$ belaufen. Das entspräche 
rund 40 Prozent der Leistungen, die Deutschland in dem 
dreijährigen Zeitraum für die globale Gesundheit insge-
samt aufzubringen hätte, um schrittweise das notwendige 
Beitragsniveau im Jahr 2027 zu erreichen.

Joachim Rüppel, Sprecher für das Aktionsbündnis gegen 
AIDS und Missionsärztliches Institut

Tilman Rüppel, Missionsärztliches InstitutAlle Diagramme: Joachim Rüppel und Tilman Rüppel
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ODA-Zuschüsse der DAC-Staaten für Gesundheit und globale Fehlbeträge im Vergleich 
zur Erreichung der angepassten Zielquote bis 2028, konstante Milliarden US$ (Basisjahr: 2017)

Defizit zu 0,12 % des BNE

Sonstige DAC-Mitglieder

Australien

Norwegen

Schweden

Niederlande

Kanada

Japan

Frankreich

Deutschland

Ver. Königreich

Vereinigte Staaten

ODA: Official Development Assistance oder öffentliche Entwicklungshilfe;  Quellen: DAC/OECD-Informationssysteme, eigene Analysen und Berechnungen
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Europa trägt
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Trend 2019-2027

Das Trendniveau erreicht nur 
die Hälfte des bisherigen Ziels 
und wenig mehr als 40 Prozent 
der notwendigen Beitragshöhe 
im Jahr 2028
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Ein junger Mann registriert 
sich für das lokale „DOTS“-
Programm zur Tuberkulose-
behandlung im Nagwa Slum 
in Varanasi, Nordindien.
© 2004 Anouk van der Stam,  
Courtesy of Photoshare

Eine freiwillige Gesundheits-
arbeiterin im ländlichen Anti-
polo Rizal auf den Philippinen 
verabreicht einem Kind Anti-

Tuberkulose Medikamente als 
Teil der sogenannten “Directly 

Observed Treatment Short 
(DOTS)”-Therapie.

© 2011 Danny Victoriano,  
Courtesy of Photoshare

aufgrund baulicher Begebenheiten 
(mangelnde Luftzufuhr und Tageslicht, 
räumlich enge Verhältnisse, Arbeitsbe-
dingungen) einem höherem TB Risiko 
ausgesetzt. 

Eine weitere Parallele zwischen HIV 
und TB besteht in der vermeintlichen 
Gefahr, die durch die infizierte Person 
ausgeht und Ängste, die dies bei an-
deren verursacht. Zwar ist eine offene 
TB ungleich infektiöser als HIV und 
auch die Übertragungswege sind an-
dere. Nichts desto trotz können beide 
Infektionen durch angepasste Verhal-
tensänderungen relativ einfach ver-
mieden werden. Zugleich gilt für beide 
Erkrankungen: Funktioniert die Be-
handlung, ist eine Weitergabe der In-
fektion ausgeschlossen. 

Die Angst davor, eine diskriminie-
rende Erfahrung zu machen, kann 
manche Menschen abhalten, Gesund-
heitsdienste aufzusuchen oder die Be-
handlung fortzusetzen. Dies erhöht 
wiederum das Risiko, selbst ernsthaft 
zu erkranken, was den Mythos am Le-
ben erhält, dass die TB-Behandlung 
selbst viele Todesfälle verursacht: Eine 
TB-Behandlung ist sehr viel weniger 

effektiv, je weiter fortgeschritten die 
Erkrankung ist und Behandlungsun-
terbrechungen können Mehrfachresis-
tenzen verursachen.

Für mit HIV und/oder TB lebende 
Menschen kann die Konfrontation mit 
Ängsten anderer vergleichbare Strate-
gien hervorrufen: um nicht als Infek-
tionsherd wahrgenommen zu werden 
und Diskriminierungserfahrungen zu 
erleben wird die Infektion geheim ge-
halten – mit erheblichen Konsequen-
zen für Privatleben, Psychohygiene und 
persönliche Entwicklung. Ein selbstbe-
wusster Umgang mit der Erkrankung 
muss gelernt werden, was sich als lang-
wieriger, belastender und kräftezehren-
der Prozess darstellen kann.

Zusätzlich ist ein nicht zu unterschät-
zendes Problem die regional sehr un-
terschiedliche Gesundheitsversorgung: 
ungenügende finanzielle Ressourcen, zu 
wenige Ärzt_innen und Pflegekräfte, 
schlechte Infrastruktur, ungleiche Be-
reitstellung von Gesundheitsdiensten 
oder fehlende bzw. wenige qualita-
tiv hochwertige Medikamente haben 
Auswirkungen auf die Vorsorge und 
Behandlung.

Um Tuberkulose und Aids weltweit 
zu beenden ist es nicht nur dringend 
notwendig, die SDGs und eine Gesund-
heitsversorgung für alle umzusetzen: 
Es ist auch wichtig, soziale, menschen-
rechtliche und wirtschaftliche Fakto-
ren miteinzubeziehen: Gerechtigkeit, 
Einhaltung der Menschenrechte und 
eine Bekämpfung von Ungleichheit sind 
wichtige Imperative im Kampf gegen 
beide Infektionen. Dazu gehören auch 
verbesserte Haft- und Arbeitsbedingun-
gen, sowie die Einführung von Maßnah-
men der Risikominimierung und die 
Einhaltung von Sicherheitsstandards. 

Nicht umsonst steht für den Globalen 
Fonds die Einhaltung der Menschen-
rechte im Mittelpunkt jeglicher Akti-
vität. Dass dies für TB genauso zutrifft 
wie für HIV ist offensichtlich. 

Marie-C. Schwager, Referentin für 
Gremien- und Öffentlichkeitsarbeit 
beim Aktionsbündnis gegen AIDS

Peter Wiessner, Referent für Advocacy 
und Öffentlichkeitsarbeit beim Aktions-
bündnis gegen AIDS

Stigma und Diskriminierung     – nicht nur für Menschen mit HIV bittere Realität.

 HIV, Tuberkulose und Diskriminierung

„Diskriminierung ist 
Stigma in Aktion“
Global stellt eine Ko-Infektion mit Tuberkulose (TB) 
die Haupttodesursache von Menschen mit HIV dar. 
Ähnlich wie bei HIV erleben auch Menschen mit TB 
Diskriminierung und Stigmatisierung. Dazu sprachen 
wir mit dem Menschenrechtsanwalt und TB Aktivisten 
Timur Abdullaev, der selbst eine TB überlebt hat, HIV-
positiv ist und in Usbekistan lebt.

„Wenn Menschen eine HIV-Diagnose erhalten 
wird auf das Recht auf Beratung gepocht, bei 
Tuberkulose ist das nicht unbedingt der Fall 

und wenn es überhaupt Beratung gibt, ist da immer noch 
die Frage der Qualität der Beratung“, erklärt Timur Ab-
dullaev. „Oder das Recht auf Arbeit: mit einer TB gehen 
oft Arbeitsverlust, Zwangsberentung, Hospitalisierung, 
Ausgrenzung und Isolierung einher“ – und das kann 
einen erheblichen Einfluss auf das Privatleben haben: 

„Wenn eine Mutter hospitalisiert ist, kann es sein, dass 
sie ihr Kind auf lange Zeit nicht zu sehen bekommt, das 
hat einen großen Einfluss auf Mutter-Kind Beziehung 
und auf Familienleben“, sagt Abdullaev. 

Wo liegt aber die Grenze zwischen  
medizinischer Berechtigung und Diskriminierung? 

„Maßnahmen müssen angemessen sein, Proportionen müssen stimmen. 
Wegen zu langer Hospitalisierung kann es vorkommen, dass Menschen 
ihre Schule oder ihre Ausbildung nicht beenden können. Oft sind die lan-
gen Krankenhausaufenthalte ungerechtfertigt; Menschen warten mitunter 
wochenlang auf Resultate von Untersuchungen“, so Abdullaev. „Ein weiteres 
Problem stellt die täglich unter Beobachtung einzunehmende Therapie dar. 
Um überhaupt in Behandlungsprogramme zu kommen, müssen Menschen 
erhebliche Rechte abgeben; mitunter müssen lange Anfahrtszeiten in Kauf 
genommen werden. Maßnahmen, wie diese greifen zu stark in den Alltag 
und die persönlichen Lebensvollzüge ein. Sie sind mit Sicherheit nicht 
proportional und wären im HIV-Bereich undenkbar. Wir haben das nicht 
bei HIV, warum aber bei TB?“, fragt Abdullaev.

Was kann TB Aktivismus erreichen, um  
Diskriminierung zu beenden? 

„Um erfolgreich zu sein müssen Gesetze geändert werden, die all zu oft auf 
irreführende Wahrnehmungen und falsche Annahmen beruhen. Zuerst 
müssen wir uns mit dem Stigma auseinandersetzen und der Frage, inwieweit 
falsche Annahmen durch passende Informationen richtiggestellt werden 
können. Hier gilt: je mehr Menschen wissen, desto weniger stigmatisierend 
werden sie sich verhalten. Das kann man messen: ein globaler TB Stigma 
Index könnte das erledigen.“ Im HIV-Bereich gibt es entsprechende Unter-
suchungen schon seit vielen Jahren, TB kann hier einiges lernen. 

Besten Dank an Timur Abdullaev für das Interview!

Wie bei HIV setzt Stigma Barrieren, 
die Menschen daran hindern, ärztliche 
Unterstützung und Behandlung auf-
zusuchen, selbst wenn diese kosten-
frei angeboten wird. Ungerechtfertigte 
Hospitalisierung, lange Wartezeiten und 
die täglich unter Beobachtung einzu-
nehmende Therapie erhöhen die Gefahr 
während der Zeit eines Arztbesuchs kein 
Geld zu verdienen.

Angst vor Stigmatisierung ist ein nicht 
zu unterschätzender Faktor, wenn es um 
die Behandlung von Tuberkulose geht 
und weist viele Parallelen zur Stigmati-
sierung und Diskriminierung HIV-po-
sitiver Menschen auf: Tuberkulose wird 
ähnlich wie bei HIV oft mit Lebenswei-
sen in Verbindung gebracht, die stigma-
tisierend eingeordnet werden: Armut, 
Drogengebrauch und deren Krimina-
lisierung, Wohnungslosigkeit, Gefäng-
nisaufenthalte oder Migrations- bzw. 
Fluchterfahrungen. Wie auch bei HIV 
sind es vor allem die Verhältnisse, die 
strukturellen Begebenheiten, die geän-
dert werden müssen, sodass Infektionen 
verhindert werden können. Ein kleines 
Beispiel zur Illustration: Gefangene und 
Minenarbeitende sind nicht aufgrund ih-
res (schuldhaften) Verhaltens, sondern 
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Multi-Akteurs-Partnerschaften 
(MAP), also Zusammenschlüsse von 
öffentlichen und privaten Akteuren, 
halten seit den 1990ern Einzug 
in den entwicklungspolitischen 
Raum. Auch die Vereinten Nationen 
(UN) riefen 1992 in ihrer Agenda 21 
zu Partnerschaften auf, um einen 
positiven Beitrag von Privatwirt-
schaft auf Entwicklungsprozesse zu 
erzielen. 

Dabei sind MAP vielfäl-
tig und reichen von lo-
sen Bündnissen bis hin 

zu festen Strukturen. Während 
erstere dem Austausch dienen 
oder den öffentlichen und poli-
tischen Diskurs beeinflussen wol-
len, streben andere die Mobili-
sierung privater und öffentlicher 
Ressourcen sowie die Umsetzung 
von Programmen in Ländern des 
globalen Südens an. Gemein ist 
den meisten MAP die Freiwillig-
keit des Engagements und dass 
dieses nicht in verbindliche, ge-
setzliche Regelungen mündet.

Im Bereich Globale Gesundheit 
ist das Partnerschafts-Paradigma 
auf fruchtbaren Boden gefallen. So 
wurden in den frühen 2000ern die 
bis heute nicht mehr wegzudenken-
den Allianzen Globaler Fonds zur Be-
kämpfung von Aids, Tuberkulose und 
Malaria und die Impfallianz Gavi ge-
gründet. Dem folgten bis heute über 
100 weitere MAP. Die Abstimmung 
der Initiativen untereinander bleibt 
schwierig. Gerade auf Länderebene 
bedeutet die Abwicklung der jeweili-
gen Kooperationen eine Herausforde-
rung, die mit hohen Transaktionskos-
ten für die lokalen Partner einhergeht. 

Die Agenda 2030 treibt das Part-
nerschafts-Paradigma weiter voran 
mit der Logik, dass jährlich hohe In-
vestitionen benötigt würden, die so-
wohl die UN als auch die Regierungen 
nicht leisten könnten.

 Private Akteure und Globale Gesundheit

Kooperationen mit der Privatwirtschaft  im Gesundheitsbereich – 
Sinnvoll oder voller Risiken? 

10

Stattdessen setzen sie auf MAP wie 
die CEPI Forschungsinitiative für 
Impfstoffe. CEPI wurde von philan-
thropischen Stiftungen, dem Welt-
wirtschaftsforum und Regierungen 
als Konsequenz der Ebola-Epidemie 
2014 gegründet. Bisher ist jedoch 
nicht verankert, dass die zukünf-
tig entwickelten Impfstoffe für alle 
Menschen weltweit erschwinglich 
sind. Die Beteiligten scheinen zu be-
fürchten, dass zu dezidierte Grund-
sätze der öffentlichen Gesundheit 
Pharmaunternehmen abschrecken 
könnten, sich einzubringen. Das ist 
besonders kritisch, da in CEPI – wie 
ohnehin in den meisten Forschungen 
zu Medikamenten – hohe Summen 
öffentlicher Gelder stecken.

Im Gegensatz zu MAP, für die kein 
globaler Handlungsrahmen gilt, for-
dern NGOs wie das Memento-Bünd-
nis, einen bei der WHO angedockten 
Forschungsmechanismus zu etablie-
ren, durch den bedarfsorientiert und 

unter allen Aspekten der Zugangsge-
rechtigkeit die globale Medikamen-
tenentwicklung gesteuert wird. 

MAP wird zugeschrieben, sie seien 
besonders pragmatisch, lösungsorien-
tiert, flexibel, effizient und unbüro-
kratisch und würden sich somit von 
(zwischen)staatlichen Strukturen ab-
heben. Gleichzeitig aber bringt die 
Vielzahl an Partnerschaften eine in-
stitutionelle Zersplitterung mit sich, 
die am Ende zu einer weiteren Schwä-
chung des UN Systems, und insbe-
sondere der WHO, führt. Dieser 
Teufelskreis kann durchbrochen 
werden, wenn Regierungen ihre 
primäre Verantwortung für 
die Verwirklichung des Men-
schenrechts auf Gesundheit 
wahrnehmen. Werden Ko-
operationen mit Unterneh-
men eingegangen, sollten 
verbindliche Leitlinien gel-
ten, die von demokratisch 
legitimierten Institutionen 

durchgesetzt werden. Menschen-
rechte und soziale Gerechtigkeit 
müssen konsequent vor Profit- und 
Partikularinteressen stehen, um eine 
Verbesserung der Gesundheitsbedin-
gungen insbesondere für diejenigen 
zu erzielen, die bisher am wenigsten 
erreicht wurden.

Mareike Haase, Referentin für 
Internationale Gesundheitspolitik 
bei Brot für die Welt 

Insofern setzt auch die WHO auf die Freiwilligkeit privater Geber statt auf 
höhere verbindliche Mittel der Mitgliedsstaaten. Dabei sind heute bereits 80 
Prozent ihres Budgets durch Spenden finanziert, die nicht langfristig plan-
bar und zudem an einzelne Maßnahmen gebunden sind. So ist es kein Zufall, 
dass die Bill-und-Melinda-Gates-Stiftung und die von ihr mit gegründete 
Impfallianz Gavi unter den vier größten freiwilligen Gebern der WHO sind 
und der bisher am stärksten finanzierte Bereich das Polioprogramm darstellt. 
Gebiete, die das Kernmandat der WHO betreffen, nämlich global gültige Nor-
men und Standards zu setzen und die Gesundheitsakteure zu koordinieren, 
bleiben dagegen unterfinanziert. Die Mitgliedsstaaten bemängeln zwar, dass 

die WHO ihr Kernmandat nicht ausreichend umsetze, blockieren jedoch seit 
Jahren eine Erhöhung der Mitgliedsbeiträge, wodurch der Einflussbereich für 
private Geber vergrößert wird.

Darin liegt aus Sicht von Beobachtern wie dem Global Policy Forum ein ge-
nerelles Problem. Durch die Beteiligung privater Akteure wachse ihr Einfluss 
auf die politische Entscheidungsfindung. Ihnen würde dadurch ermöglicht, 
sich auf direktem Weg gegen staatliche Regulierung und die für sie negativen 
Auswirkungen einzusetzen. 

Gleichzeitig bringen Unternehmen Wirtschaftsinteressen in die entwick-
lungsbezogene Gesundheitsarbeit ein. Der Nachteil davon wird deutlich am 
Beispiel der Medikamentenentwicklung, die durch Angebot und Nachfrage 
gesteuert ist. Dadurch sind für Pharmaunternehmen kaum Anreize gegeben, 
Produkte für Krankheiten zu entwickeln, für die keine hohen Gewinne zu er-
warten sind. Zugleich verhindern Patente auf vorhandene Medikamente den 
Zugang zu diesen, denn sie machen sie unbezahlbar für ärmere Länder. Die 
Folge ist, dass jährlich Millionen von Menschen keine lebenswichtige Therapie 
erhalten. Obwohl sich dieses Marktversagen zeigt, haben Regierungen bisher 
nicht konsequent den Patentschutz in Frage gestellt und alternative, vom Markt 
losgelöste Forschungsmodelle vorangebracht. 
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Termine 2019

03. Juni	� Bündnistreffen des Aktionsbündnis gegen 
AIDS, Friedrichsdorf

19.-23. Juni	� 37. Deutscher Evangelischer Kirchentag, 
Dortmund

10. Oktober	� 6. Replenishment des Globalen Fonds, Lyon

06.-09. November	 17. Europäische Aids-Konferenz in Basel

25.-26. November	� Vollversammlung des Aktionsbündnis ge-
gen AIDS
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Gesundheitsversorgung für alle: Leben ist ein Menschenrecht!

Das United Nations High-Level Meeting  
zu Universal Health Coverage (UHC)

Am 23. September werden sich 
hochrangige Vertreter_innen bei 

der UN in New York mit dem Ziel tref-
fen, das Thema nicht nur weltweit auf 
die Agenda zu setzen, sondern auch 
Regierungen zu verpflichten, Gesund-
heitsversorgung für alle umzusetzen 
(Universal Health Coverage). 

Universal Health Coverage und der 
Einsatz gegen HIV verfolgen gemein-
same Ziele in Bezug auf Gleichberech-
tigung, Nichtdiskriminierung, Würde 
und soziale Gerechtigkeit: Integrierte 
und ganzheitliche Ansätze müssen 

anerkannt werden. Auch muss eine 
bessere Vorsorge und Versorgung mit 
effektiven Medikamenten umgesetzt 
werden. Des Weiteren fordert auch 
UHC eine gerechtere und nachhaltige 
Gesundheitsfinanzierung. 

Der Fokus auf den ungleichen Zu-
gang zu Gesundheitsversorgung kann 
verstärkt Licht auf marginalisierte 

und diskriminierte Gruppen werfen 
und damit die Chance bieten, Prä-
vention, Diagnose und Behandlung 
allen Menschen möglich zu machen. 
Das Aktionsbündnis gegen AIDS wird 
sich als Teil der Zivilgesellschaft für 
die Vereinbarung angemessener Ziele 
einsetzen und seine Positionen auch 
vor Ort einbringen

Marie-C. Schwager, Referentin für 
Gremien- und Öffentlichkeitsarbeit 
beim Aktionsbündnis gegen AIDS
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Junge Überlebende des Taifuns Haiyan 
in Basey auf den Philippinen lächeln 

Vorbeikommenden zu, während sie um 
Nahrung und Medizin betteln.
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